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Benannt ist die Drohne nach
Hermes, dem fliegenden Götter-
boten aus der griechischen My-
thologie – aber das unbemannte
Fluggerät beschert der Schweiz
bislang nur schlechte Nachrich-
ten. Zehn Jahre nach dem Kauf-
entscheid fliegen die sechs unbe-
waffneten Aufklärungsdrohnen
des Typs Hermes 900 noch im-
mer nicht, wie sie sollten.

Wieder und wieder hat sich
die definitive Inbetriebnahme
verzögert. Schon dreimal hat die
Eidgenössische Finanzkontrolle
das Projekt durchleuchtet und
Kritik geübt.

Ursprünglich sollte das Pro-
jekt 250 Millionen Franken kos-
ten und 2019 abgeschlossen sein.
Inzwischen ist derAbschluss laut
Website desVerteidigungsdepar-
tements (VBS) für 2026 geplant,
mit einer offiziellen Zertifizie-
rung der Fluggeräte bis 2029.
Und die Kosten sind auf 298Mil-
lionen Franken gestiegen.

Bislang hat sich das Bundes-
amt für Rüstung (Armasuisse)
trotz aller Verzögerungen stets
hinter das Projekt gestellt. Aber
nun zeigt sich: Diemehrfach kor-
rigierten Pläne sind erneut in-
frage gestellt. «Ich bin der Mei-
nung, dass sich der Zeitplan
nicht halten lässt, die Drohnen
bis 2026 fertig zu entwickeln»,
sagt Armasuisse-Chef Urs Loher
auf Anfrage. Er traf am 26. Juni
auf Zypern den CEO des israeli-
schenHerstellers Elbit. Der Rüs-
tungschef übte dort scharfe Kri-
tik. Und geht nun nochmals über
die Bücher.

Probleme bei sieben
Top-Projekten des VBS
Der Auftrag dazu kommt von
ganz oben: Der neue Verteidi-
gungsminister Martin Pfister
traut der Hermes-Drohne nicht.
Er hat Armasuisse angewiesen,
das Projekt zu durchleuchten
und Optionen aufzuzeigen. Ein
Abbruch ist ausdrücklich eine
der Möglichkeiten.

Der Mitte-Bundesrat geht
aber noch viel weiter: «Bundes-
rat Pfister lässt alle Top-Projek-

te sowie – je nach Risiken – auch
weitere Projekte analysieren»,
schreibt ein VBS-Sprecher auf
Anfrage. Betroffen sind nichtwe-
niger als 17 Top-Projekte.

Bei mehreren davon sind
Schwierigkeiten bekannt. Beson-
ders ins Gewicht fallen dieMehr-
kosten beim Kauf von 36 neu-
en Kampfflugzeugen des Typs
F-35. Im Juni hat Pfister ange-
kündigt, dass die USA 650 Milli-
onen bis 1,3 Milliarden Franken
mehr von der Schweiz fordern,
obwohl dasVBSvon einem «Fix-
preis» ausging.

Im Dezember 2024 hatte die
Finanzdelegation des Parla-
ments einen Brief an die dama-
ligeVerteidigungsministerinVi-
olaAmherd geschrieben, umvor
Problemen bei sieben Top-Pro-

jekten des VBS zu warnen. Auf-
tragsvolumen: insgesamt rund
17 Milliarden Franken. Dazu ge-
hörte auch die Hermes-Drohne.

Bei einemAbbruch
ist mit Klagen zu rechnen
Inzwischen hat die Schweiz den
Grossteil der 298 Millionen für
das Drohnenprojekt bereits aus-
gegeben. Womit sich die Frage
stellt,wieman noch den grössten
Nutzen aus denProblemdrohnen
herausholen könnte. Zumal bei
einem Abbruch mit Klagen und
Gegenklagen zu rechnen wäre.

Es gibt eine Reihe von Grün-
den, weshalb die Drohnen nicht
wie geplant durch den Schwei-
zer Luftraum fliegen. Zum ei-
nen kämpft der Hersteller mit
Problemen: Die Covid-Pande-

mie bremste die Entwicklung,
und die Hamas-Anschläge vom
7.Oktober 2023 sowie deren Fol-
gen nahmen die Ressourcen des
israelischenUnternehmens stark
in Anspruch.

Zum anderen meldete die
Schweiz bei der Bestellung ver-
schiedene Sonderwünsche an.
So sollten die Schweizer Droh-
nen für eine längere Flugdauer
mit einem Dieselmotor fliegen.
Daneben hat die Schweiz eine
Enteisungsanlage und ein auto-
matisches Ausweichsystem be-
stellt. Letzteres ist für eine sol-
che Drohne eine Weltneuheit,
und der staatliche Rüstungskon-
zern Ruagmachte sich daran, ein
solches zu entwickeln.

Bis heute ist dieses System
allerdings nicht richtig einsatz-

fähig. Das wiederum bedeutet,
dass die Drohnen im Schweizer
Luftraum von Helikoptern be-
gleitetwerdenmüssten, umUn-
fälle – etwa mit Gleitschirmflie-
gern – zu vermeiden.

Kommt hinzu, dass Projekt-
leiter und Kontrolleure mit dem
komplizierten Auftrag und den
verschiedenen involvierten Par-
teien überfordertwaren. Zeitwei-
se schickte die Armasuisse wö-
chentlich Mängelrügen an Elbit,
wie es in einem der Finanzkon-
trollberichte heisst.

Sollte das Projekt scheitern,
besteht die Gefahr, einen signi-
fikanten Teil der Investitionen
von 300 Millionen zu verlieren.
Die jahrelange Arbeit ungezähl-
ter Beamter ist dabei noch nicht
eingerechnet.

Pfister lässt Abbruch vonDrohnenkauf prüfen
Missglückter Rüstungsdeal Der Verteidigungsminister lässt alle 17 Top-Projekte des VBS durchleuchten. Darunter die Beschaffung
von Drohnen, die bereits sieben Jahre verspätet ist. Ein Stopp des Kaufs ist eine Option – es droht ein 300-Millionen-Debakel.

Immer wieder hat sich die definitive Inbetriebnahme verzögert – und die Kosten steigen: Eine der Hermes-Drohnen auf dem Militärflugplatz in Emmen LU. Foto: Fabrice Coffrini (AFP)

«Ich bin der
Meinung, dass sich
der Zeitplan
nicht halten lässt,
die Drohnen
bis 2026 fertig
zu entwickeln.»
Urs Loher
Armasuisse-Chef

Schülerinnen und Schüler kle-
ben schlapp in den Stühlen,
Lehrpersonen wischen sich den
Schweiss aus dem Gesicht – in
vielen Schweizer Klassenzim-
mern sind die Temperaturen
während der letzten Hitzetage
auf über 30 Grad gestiegen.

Ein Biologielehrer an derKan-
tonsschule ZürichNord – derzeit
wegen Umbau auf dem Irchel-
Campus untergebracht – misst
31 Grad im Klassenzimmer. Die
Fenster lassen sich aus Sicher-
heitsgründen nur spaltbreit öff-
nen, die Storen funktionieren
nicht immer.

Den Bildungsdirektionen ist
klar, dass mit der Zunahme von
Hitzetagen infolge der Klima-
erwärmung auch der Unterricht
leidet. Entsprechend gross ist der
Eifer,denSchulleiternundLehre-
rinnen Empfehlungen zu geben,
wie sie die Hitze kurzfristig mit

Unterricht im Wald, Ausflügen
ins Museum oder ins Schwimm-
bad überbrücken können.

Doch inzwischen dämmert
vielen: Langfristig braucht es
mehr als Pflästerlipolitik.

Temperaturen runter
auf «angenehme 24 Grad»
«Der Aufenthalt in der Schule
ist bei grosser Hitze oftmals im-
mer noch das Beste», sagt Lu-
kas Fürrer, Generalsekretär der
Bildungsdirektion des Kantons
Zug. Der Kanton Zug gibt nicht
nur Empfehlungen ab, sondern
investiert auch, um die Schul-
häuser für heisse Sommertem-
peraturen fit zu machen.

Der Kanton installiere diesen
Sommer in den 20wärmstenUn-
terrichtszimmern der Kantons-
schule Zug Kühlgeräte, erklärt
Fürrer. Damit sollen die Raum-
temperaturen von über 30 Grad

auf «angenehme 24 Grad» sin-
ken. Bei der Kantonsschule Rot-
kreuz sei derHitzeschutz bereits
beimBau berücksichtigtworden.
Und: Die geplante Gesamtsa-
nierung der Kantonsschule Zug
ab 2029 berücksichtige explizit
auch das Raumklima.

Der Kanton Basel-Stadt be-
zieht bei Neubauten und Re-
novationen von Schulen Hit-
zeschutzmassnahmen mit ein
– zum Beispiel Verschattungs-
systeme oder baulicheNachtaus-
kühlung,wie Sandra Eichenber-
ger, Sprecherin des Erziehungs-
departements, sagt. Der Kanton
untersuche mit der Fachhoch-
schuleNordwestschweiz,wie be-
stehende Schulhäuser aus ver-
schiedenen Epochen hitzeresis-
tenter gemachtwerden könnten.

Im Kanton Luzern seien für
die Schulgebäude die Gemeinden
zuständig, sagt Martina Krieg

von der Dienststelle Volksschul-
bildung Luzern. Die Verantwor-
tung für eine angepasste Unter-
richtsgestaltung liege primär bei
den Schulen und Lehrpersonen
vor Ort. Die Kühltipps aus Lu-
zern:Ventilatoren aufstellen und
in den Schulzimmern weniger
Computer einsetzen.

«Vorgesehene Zertifizierung
nachMinergie» in Zürich
Ähnlich tönt es im Kanton Zü-
rich. Es liege an den Gemein-
den, für passable Temperaturen
in der Volksschule zu sorgen,
sagt ein Sprecher der Bildungs-
direktion. Für kantonale Mittel-
und Berufsschulgebäude ist kein
Kühlsystem geplant. Der Spre-
cher verweist auf ein Statement
der Kantonsregierung: «Von den
kantonalen Schulanlagen wird
der Grossteil manuell belüftet.»
Ein nachträglicher, umfassender

Einbau von mechanischen Lüf-
tungen seiwegen der intensiven
Eingriffe in die bauliche Subs-
tanz kurzfristig nicht möglich.

Betreffend Neubauten gibt es
von der ZürcherBildungsdirekti-
on keine klare Ansage für Kühl-
vorrichtungen, sondern einen
weiteren Verweis auf ein State-
ment der Kantonsregierung.Da-
rin ist die Rede von «vorgesehe-
ner Zertifizierung nach Miner-
gie» für kantonale Neubauten.

St. Gallen baut neu
für erwartete Hitzephasen
Konkreter sind die Pläne des
Kantons St. Gallen für seine neu-
en Schulbauten auf Sekundar-
stufe II. Bei Neubautenwie etwa
dem Campus Platztor und dem
Campus von Kantonsschule und
Berufsschule inWattwil werden
Fassaden und Umgebung extra
für erwartete «vermehrte Hitze-

perioden und Extremwetterer-
eignisse» gebaut, wie Christian
AegertervomSt.Galler Bildungs-
departement ausführt.

Die Schweizer Schulen stehen
bei der Anpassung für längere
Hitzeperioden noch am Anfang.
Die vielen Ausschreibungen für
Lüftungs- und Klimaanlagen für
Schulhäuser in Gemeinden der-
zeit zeigen aber, dass es zuneh-
mend nichtmehr nur beiVerhal-
tensempfehlungen bleibt.

Längere Sommerferien wie
im Tessin (10 Wochen) oder in
der Romandie (7Wochen) sehen
die angefragten Bildungsdirek-
tionen nördlich der Alpen nicht
als Lösung. Schwacher Trost für
schwitzende Schülerinnen und
Schüler: Oft ist es auch der Leh-
rerschaft zu heiss, umdenDress-
code durchzusetzen.

Claudia Gnehm

Zug setzt neu auf Kühlsysteme, Zürich weiter auf «manuelles Lüften»
Schule bei über 30 Grad Die Klimaerwärmungmacht aus Schulzimmern Hitzefallen. Einige Kantone investieren deshalb in Massnahmen.
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Benno Tuchschmid, Lausanne

Der Chef Drogenfahndung der
Stadtpolizei Lausanne trinkt ei-
nen Espresso, während neben
ihm Gras verkauft wird.

«Das Ganze ist schon unna-
türlich», sagt Sébastien Dyens
und schmunzelt. Sein Beruf ist
es, den Drogenhandel zu unter-
binden, jetzt ist der Kommissar
Teil eines erfolgreichen Drogen-
handel-Experiments.

Neben ihm steht Frank Zobel,
einer der renommiertesten Dro-
genexperten der Schweiz und
Vizedirektor der Stiftung Sucht
Schweiz. «Vielleicht ein Sack
Cannabis fürs Foto?», witzelt er,
und beide lachen.

Die beiden posieren im Ver-
kaufsladen Cann-L für den Fo-
tografen. Die Stadt Lausanne er-
probt hier seit achtzehnMonaten
wissenschaftlich begleitet den
legalen Verkauf von Cannabis.
Es ist eines von sieben Pilotpro-
jekten schweizweit.Von ihmver-
sprechen sich Experten und Po-
litiker einen besonders grossen
Einfluss auf die künftige Regu-
lierung. Das Bundesgesetz über
Cannabisprodukte geht EndeAu-
gust in die Vernehmlassung.

Cann-L gilt zusammen mit
dem Projekt in Genf als Vorbild
für die Cannabis-Legalisierung.
Beideverfolgen eine strikte staat-
liche Regulierung. Barbara Gysi,
St. Galler SP-Nationalrätin und
Präsidentin der Kommission für
soziale Sicherheit und Gesund-
heit, sagt: «Cann-L ist ein sehr
spannendes Projekt, dessen ers-
te Erkenntnisse in die Arbeiten
zur Gesetzgebung eingeflossen
sind.Es zeigt,wie Beratung zu ei-
nem risikoärmerenKonsum füh-
ren kann.»

Zentrale Elemente aus dem
Lausanner Projekt sind bereits
in den Entwurf des Bundesge-
setzes eingeflossen.
— Der Verkauf von Cannabis
darf keine primäre Gewinnab-
sicht verfolgen.
— Cannabisprodukte dürfen
nicht beworben werden.
— Produkte dürfen keine Mar-
kenelemente enthalten undmüs-
sen neutral beschrieben sein.
— DieOrganisation desVerkaufs
unterliegt den kantonalen Be-
hörden, diese können ihn selber
organisieren oder eine Konzes-
sion an Private vergeben.

DemSchwarzmarkt
eineMillion entzogen
Frank Zobel ist der Kopf hinter
demLausannerProjekt,während
KommissarSébastienDyensVor-
standsmitglieddesVereins ist,der
denVersuchumsetzt. Ihre unkon-
ventionelle Zusammenarbeit ist
die Basis für die Lausanner Her-
angehensweise,wie Zobel betont:
«Zu langewurdenDrogen entwe-
der ausschliesslich aus der Pers-
pektive deröffentlichenGesund-
heit oder allein aus polizeilicher
Sicht betrachtet. Wir versuchen,
beides zusammenzubringen.»

Zobel und Dyens kennen sich
gut. Sie arbeiteten bereits in ei-
ner aufsehenerregenden Studie
zum Drogenmarkt im Kanton
Waadt zusammen. Sie zeigte de-
tailliert auf, wie der Stoff in ei-
nem lokalenMarkt von den Dea-

lern zu den Konsumenten ge-
langt – und inwelchem Umfang
imKantonDrogen gehandelt und
konsumiert werden. Ein in der
Schweiz und in Europa einma-
liger Ansatz.

Auch beim Projekt Cann-L
werden die Auswirkungen des
legalen Verkaufs von Cannabis
auf den Schwarzmarkt analy-
siert. «Wir haben berechnet, dass
dank dem Projekt im ersten Jahr
rund eine Million Franken Um-
satz vomSchwarzmarkt abgezo-
gen wurde. Diese Zahl steigt je-
des Jahr», sagt Zobel.

Derzeit sind 1500 Konsumen-
tinnen und Konsumenten bei
Cann-L registriert. Zwei Drittel
von ihnen kaufen gemäss Befra-
gungen gar nicht mehr oder nur
noch selten auf dem Schwarz-
markt. Die Konsumation insge-
samt ist stabil geblieben. Was
sich dagegen verändert hat:
Es werden öfter Produkte mit
schwächerem THC-Gehalt kon-
sumiert, was zu einem geringe-
ren Gesundheitsrisiko führt.

Eine ganz andereEntwicklung
ist in US-Bundesstaaten wie Co-
lorado und Kalifornien zu beob-
achten.Dort hat der regelmässige
KonsumvonCannabis seit derLe-
galisierung stark zugenommen,
die Produkte sind höher dosiert,
günstiger und vielfältiger als vor
der Gesetzesänderung. «Aus der
Sicht der öffentlichen Gesund-
heit kann niemand ein Interesse
amVerkauf von Schleckzeug mit
THC haben», sagt Zobel.

In Deutschland war die Um-
setzung der Legalisierung so
überhastet, dass bis heute Un-
klarheiten herrschen. Kommis-
sarDyens sagt denn auch: «Zen-
tral ist, dass ein künftiges Gesetz
für die Polizei einfach umzuset-
zen ist.» Lange sei es für Polizis-
ten schwierig, legales CBDvon il-
legalem Gras zu unterscheiden.
Auch der heute straffreie Besitz
von bis zu 10 Gramm ist nicht
einfach umzusetzen.

Zobel ist optimistisch, dass es
jetzt ein «Zeitfenster» gibt, um
eine Regulierung zu erreichen,

die «intelligent und nachhaltig
ist», wie er sagt.

Und was, wenn das nicht ge-
schieht?

Das wäre auch aus Sicht der
Polizei ein Festhalten am Status
quo – und dieser ist besorgnis-
erregend. Dyens sagt: «Der Can-
nabishandel ist für uns wichtig,
nichtwegen des Produkts selbst,
sondern wegen der Akteure da-
hinter.»

Cannabis ist immer noch
der grösste Drogenmarkt
Gemässdenaktuellstenverfügba-
ren Zahlen geben 220’000Perso-
nen in der Schweiz an, im letzten
Monat gekifft zu haben.VomVo-
lumenher ist derCannabismarkt
immer noch der grösste Drogen-
markt – und er ist zumTeil in der
Hand von gut organisierten in-
ternationalenNetzwerken. In der
Westschweiz bereitet denErmitt-
lern der zunehmende Einfluss
französischerBandenSorgen,die
imNachbarland füreineWelle der
Gewalt sorgen. 2024 starben in

Frankreich 110 Menschen im Zu-
sammenhangmit Drogenhandel.

Dyens sagt: «Der Drogenhan-
del in derSchweiz hat sich enorm
diversifiziert. Kokain und Can-
nabis können heute über diesel-
ben Kanäle und durch dieselben
Gruppierungen ins Land kom-
men.» Die Schweiz, um die Jahr-
tausendwende einExportland für
Marihuana, ist zu einem Import-
land geworden, insbesonderevon
Haschisch aus Marokko.

DieAuswirkungen sind brutal.
Im Februar hob die Walliser

Kantonspolizei ein Drogennetz-
werk aus und verhaftete 60 Per-
sonen, ein Drittel davon min-
derjährig. Die Bande hatte 500
Kilogramm Haschisch und 2 Ki-
logrammKokain im geschätzten
Wert von über 4 Millionen Fran-
ken in der ganzen Westschweiz
verkauft. Innerhalb der Bande
kam es zu körperlichen Miss-
handlungen,Drohungen und Er-
pressungen.

Auch in Lausanne beobachtet
Dyens seit einigen Jahren eine
Zunahmevon Gewalt im Canna-
bishandel. «Es gibt dieses Vor-
urteil, dass der Cannabishandel
weniger gewalttätig ist als der
Kokainhandel. Das stimmt nicht
mehr, zumindest für einen Teil
dieses Handels.»

In den Waadtländer Orten
Yverdon und Grandson starb
2018 und 2020 je eine Person
während schiefgelaufener Can-
nabisdeals.

Für Dyens und Zobel geht es
in der Regulierung des Canna-
bishandels in der Schweiz nicht
nur um die Frage, wo ein paar
Kiffer ihr Gras herbekommen,
sondern auch um eine mögliche
Antwort auf die zunehmendeGe-
walt inVerbindungmit demDro-
genhandel.

Ein Polizist und ein Drogenexperte
entwickeln Cannabis-Shop der Zukunft
Legalisierungs-Experiment Wie kann Cannabis verkauft werden, wenn es legal ist? Ein unkonventioneller
Pilotversuch in Lausanne zeigt: Eine Legalisierung ist auch eine Antwort auf die steigende Drogengewalt.

Frank Zobel (links), Vizedirektor der Stiftung Sucht Schweiz, und Sébastien Dyens, Chef Drogenfahndung bei der Stadtpolizei Lausanne,
im Verkaufsladen Cann-L, wo der legale Verkauf von Cannabis getestet wird. Foto: Yvain Genevay

Ein Sack Cann-L und ein Mitgliederausweis. Foto: Florian Cella

«Aus der Sicht
der öffentlichen
Gesundheit
kann niemand
ein Interesse
amVerkauf
von Schleckzeug
mit THC haben.»

Frank Zobel
Drogenexperte

Mercosur-Staaten BeimSchutz des
geistigen Eigentums haben sich
die Efta- und dieMercosur-Staa-
ten im Freihandelsabkommen
nicht einigen können. Brasili-
en habe nicht überzeugt werden
können,die patentierten Schwei-
zerProdukte gleich zu behandeln
wie die nationalen.DieVerhand-
lungen in Bezug auf den Patent-
schutz seien sehr schwierig ge-
wesen, sagteWirtschaftsminister
Guy Parmelin gestern in Zürich
vor den Medien. Die Diskussio-
nenwürden deshalb späterwei-
tergeführt.

Trotzdem sei das Verhand-
lungsergebnis mit Argentinien,
Brasilien, Uruguay und Paragu-
ay sehr gut für den Schweizer Zu-
gang zu den Mercosur-Märkten.
So könnten nachAblauf der Zoll-
abbaufristen von bis zu 15 Jahren
knapp 95 Prozent der Schweizer
Ausfuhrenvollständig zollbefreit
werden.Das entspreche Zollein-
sparungen von bis zu 180Millio-
nen Franken jährlich. (SDA)

Bei geistigem
Eigentum gab
es keine Einigung

Stuttgart–Zürich Die SBB und die
Deutsche Bahn (DB) wollen die
Pünktlichkeit auf der IC-Stre-
cke Zürich–Stuttgart verbessern.
Künftig sollen auf dem Schwei-
zer Streckenabschnitt ab Schaff-
hausen Ersatzzüge verkehren,
wenn die Züge aus Deutschland
verspätet sind.Mit derMassnah-
me sollen Reisende innerhalb der
Schweiz eine zuverlässige Ver-
bindung erhalten, wie die SBB
gestern mitteilten. Baustellen,
Störungen und eine hohe Stre-
ckenauslastung würden zurzeit
vermehrt für Verspätungen und
Ausfälle sorgen. Ab dem 7. Juli
sollen nun, wenn nötig, von der
DB bereitgestellte Ersatzzüge ab
Schaffhausen verkehren.

Die häufigenVerspätungen auf
der Strecke Zürich–Stuttgart be-
schäftigen mittlerweile auch die
Politik. Der Schaffhauser Natio-
nalrat Thomas Hurter (SVP) for-
derte in einem imMai eingereich-
ten Vorstoss, dass die Züge von
Stuttgart generell nur noch bis
Schaffhausen fahren sollen. (SDA)

Bei Verspätungen:
Ersatzzüge
ab Schaffhausen

Trockenheit Trotz einiger Gewit-
terschauer in den letzten Tagen
ist es in der Schweiz trocken – zu
trocken.Das Bundesamt fürUm-
welt (Bafu) warnt darum vor er-
heblicher Waldbrandgefahr von
Schaffhausen bis Genf. Auch im
Tessin steht die Gefahrenampel
auf Orange – und in Teilen des
Wallis gar auf Rot. Das bedeu-
tet: grosse Gefahr.

In den Kantonen Genf, Glarus,
Luzern und Waadt herrscht da-
rum ein bedingtes Feuerverbot.
Das heisst, es darf nur auf fest
eingerichteten Feuerstellen ge-
zündelt werden. Das Bafuwarnt
in der gesamten Gefahrenzone
vor Funkenflug von Grillfeuern,
der Brände entfachen kann.

Grillfeuer sollten darum stetig
überwachtwerden, umwenn nö-
tig eingreifen zu können. Zudem
sollten sie vollständig gelöscht
sein, bevor sie verlassenwerden,
wie das Bafu schreibt. Bei star-
kemWind sollten sie ganz unter-
lassen werden. (red)

Waldbrandgefahr
in vielen Kantonen


